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FR-REDAKTION

Schreiben Sie an:
Bronski

Frankfurter Rundschau
60266 Frankfurt am Main

Mailen Sie an:
Bronski@fr.de oder

Forum@fr.de

Bitte geben Sie dabei immer
Ihre vollständige Adresse an!

Mit der Einsendung erklären
Sie sich einverstanden, dass
Ihre Zuschrift auch online

unter www.frblog.de
veröffentlicht werden kann.

Diskutieren Sie mit!

Die Redaktion behält sich vor,
Zuschriften zur Veröffentlichung zu kürzen.

ZUSCHRIF TEN ONLINE

Alle Stimmen dieses Forums
wurden auch online im FR-Blog
veröffentlicht, der Fortsetzung des
Print-Forums im Internet. Lesen
Sie hier: frblog.de/lf-20220221

Putin tritt das Völkerrecht in die Tonne
Zu: „Putin entsendet Militär in den Donbass“, FR-Titel vom 22. Februar

Höhlenmenschen in

rechthaberischer Aktion

Die Ukrainekrise beängstigt,
denn die Diplomatie scheint ge-
scheitert, Was jetzt? Krieg? Heiß
oder cyberkalt? Im besten Fall
gibt’s weiter strategische Finten,
Machtpoker, Rechthaberei – also
Höhlenmenschen in Aktion,
während die Erde brennt und zu
ersticken droht. Dann ist es ir-
gendwann egal, wer welche An-
sprüche geltend machen wollte.
Heile, heile Mausespeck, in hun-
dert Jahr ist alles weg. Harald
Lesch war mir da im Internet ei-
ne Offenbarung mit seiner Vorle-
sung „Das Kapitalozän“ – schon
von 2018, aber sein Fazit gilt
mehr denn je: Wenn wir jetzt
nicht umsteuern, können Kriege
nicht so verheerend sein wie die
Natur. Merve Hölter, Frankfurt

Die Ukraine ist ein

souveräner Staat

Wladimir Putin, aber auch die
russische Föderation mit ihrer
Allstaatspartei „Einiges Russ-
land“ erkennen die Gebiete Lu-
hansk und Donezk in der Ostuk-
raine als unabhängige Staaten
an. Dazu ist Folgendes zu sagen:
Wenn einzig Russland diese Ge-
biete als unabhängig anerkennt,
so ist das noch lange nicht völ-
kerrechtlich bindend. Das ist ei-
ne Stimme unter 190 anderen
Stimmen oder Staaten.

Dass Putin die Gebiete als
unabhängig anerkennt, bedeutet
die Aufkündigung einer friedli-
chen Diplomatie. Die Ukraine ist
ein souveräner Staat, der keine
Mitgliedschaft oder Bindung zur
Nato hat. Die Ukraine wird
überfallen, so deutlich muss
man es schon sagen.

Rein völkerrechtlich weist
die gegenwärtige Situation Ähn-
lichkeiten zu 1938 auf, zum
Münchner Abkommen zwischen
Chamberlain und Hitler: Heim
ins Reich. Das gedemütigte
Deutschland will seine Revanche
und besetzt in der Tschechoslo-

wakei das Sudetenland. Eine
ähnliche Situation haben wir im
Februar 2022 an der Grenze zur
Ukraine.

Die Ukraine ist wie die
Tschechoslowakei ein souverä-
ner Staat, damit seit 1991 völker-
rechtlich anerkannt, seit George
H. Bush und Michail Gorba-
tschow. Es sollte dringendst eine
Sitzung des Sicherheitsrats der
UN wegen der Ukraine stattfin-
den. Das Veto Russlands ist im
Sicherheitsrat zu erwarten.

Stefan Vollmershausen, Dreieich

Haben wir Putin

wirklich verstanden?

Die Ukraine als neuer Kriegs-
schauplatz? Die Vertreter der
Staaten in EU und Nato haben
ein klar definiertes Prozedere für
Ordnung, Recht und Gesetz. Da-
zu bedarf es einer Anzahl von
Regeln und Grundsätzen, die
ethisch und moralisch unver-
brüchlicher Bestandteil des Mit-
einanders in gegenseitiger Ver-
antwortung sind. Werden diese
Kriterien an einer Stelle verletzt,
gibt es ein abgestimmtes Szena-
rio von geschriebenen Noten,
einbestellten Botschaftern und
Telefonaten.

Mit dem heutigen Tag ist zu
konstatieren, dass kein europäi-
sches Land konkret an einen
Krieg mit Russland gedacht hat.
Die Nato hat die Signale eines
Jungen gesendet, der von sich
behauptet, dass er die Kirsch-
kerne weiter spucken kann als
jeder andere. Wer in Krasno-
jarsk, Semipalatinsk, Wladiwos-
tok, in Texas, Washington oder
Düsseldorf denkt an Krieg? Er
wird doch gar nicht gewollt, und
zerstörte Länder, wie Syrien, Je-
men, Afghanistan und Irak soll-
ten jedem Politiker vor Augen
führen, dass mit konventionel-
len Waffen viel Leid, aber kein
Frieden zu schaffen ist.

Es kann ja nicht ernsthaft
gedacht werden, dass man mög-
licherweise mit strategischen
Atomwaffen einen begrenzten

Konflikt beilegen kann. Ab hier
sind die Fronten abgesteckt. Es
wird von Putin vor diesem Hin-
tergrund weitere strategische
Planungen der Grenzsicherun-
gen zum Westen geben, er wird
sich vergewissern, wie die west-
liche Diplomatie reagiert, und
wird sich deren Intonation zu ei-
gen machen. Putins Geschäfts-
modell lautet: Meine Rohstoffe
werden allen immer wichtiger,
meine Verhaltensweisen resul-
tieren aus den Schwächen von
EU und Nato und sind so konfi-
guriert, dass eine stabile Phalanx
gegen Russland nicht zustande
kommt, weil dies dann deutlich
mehr wäre als ein regional be-
schränktes Scharmützel.

Es wäre an der Zeit, die völ-
lig andere Denkweise Putins mal
zu durchleuchten, statt mit
westlicher Akkuratesse zu mei-
nen, ihm analytisch einen Vor-
halt machen zu können. Der
denkt ganz anders!
Hans-Werner Müller-Jording via FR-Blog

Der Kreml pflegt

eine völkische Ideologie

Die Entsendung von russischen
Truppen zur „Friedenssiche-
rung“ in den Donbass ist mit der
Annektion des Sudetenlandes
1938 gleichzusetzen, weil sie das
eigene Volk völkisch überhöht
und daraus territoriale Ansprü-
che ohne Rücksicht auf andere
herleitet. Diese eklatante Verlet-
zung des Völkerrechts durch den
Kriegsbrandstifter im Kreml
muss deshalb mit den härtesten
wirtschaftlichen Sanktionen be-
straft werden. Denn das ist die
einzige Sprache, die dieser klei-
ne Größenwahnsinnige und die
ihn umgebenden Oligarchen
verstehen. Ansonsten wäre es ei-
ne Einladung für Putin, weitere
Nachbarländer, denen man die
Staatlichkeit abspricht, zu beset-
zen und dem neuen „russischen
Reich“ einzuverleiben.

Wolfgang Lackinger, Frankfurt

Diskussion: frblog.de/donbas

Filetstücke
in der City
Stuttgart 21: „Entgleiste Wende“,
FR-Wirtschaft vom 17. Februar

Fehlt in dem sehr treffenden und
stimmigen Kommentar von Ste-
phan Hebel zu „Stuttgart 21“
nicht der Hinweis zu den völlig
unterdiskutierten und möglicher-
weise Haupt-Motiven der oberir-
disch freiwerdenden „Filet-
stück“-Flächen inmitten der
Stuttgarter City? Sind da nicht
schon im Vorfeld die meisten
Quadratmeter an Baulöwen, „In-
vestoren“ (Heuschrecken), Ver-
mietungs-AGs etc. versprochen/
vergeben? Meiner Meinung nach
lässt sich nur so die „Große Koali-
tion“ der Befürworter erklären –
und auch die auffallende mediale
Stille. Dieter Fornoni, Frankfurt

Solidarität
mit Grenzen
Zu: „Südafrika entwickelt mRNA-
Impfstoff“, FR-Politik vom 14. Februar

Im Zusammenhang mit dem
Thema Impfen wird ja hierzu-
lande immer die Solidarität be-
müht. Das ist auch richtig so,
und die meisten Menschen in
Deutschland, die sich impfen
lassen konnten, haben sich ja
auch so verhalten. Ich selbst bin
auch zweifach geimpft und ge-
boostert. Ausgerechnet bei den
größten Impfherstellern hört
aber anscheinend die Solidarität
an bestimmten Landesgrenzen
auf, wenn es ums Geld verdie-
nen geht.

Sollte eine weitere Impfung
im Herbst notwendig werden,
nehme ich dann lieber einen
Totimpfstoff. Ich bin auch kurz
nach der Boosterung – wie viele
in meinem Umfeld – an Corona
erkrankt. Es fragt sich dann
schon, wie wirksam die mRNA-
Impfstoffe überhaupt sind.

Susanne Helalat, Kassel

Erst Valuta,

dann Vakzine

Johannes Dieterich schreibt mir
in seinem Bericht (14.2., S.4)
und Meinungsbild (S.11) aus
dem Herzen! Der Verstand steht
beinahe still und fassungslos
vor der Erkenntnis, dass alle
Beteuerungen der – sogar preis-
bedachten – Impfstoffhersteller
für das Wohl und die Gesund-
heit der Menschen zu forschen
und den Covid-Viren ihre Wis-
senschaftlerstirn bieten zu wol-
len, in Wahrheit vorgeschoben
sind und dahinter die Absicht
regiert, mit der schnödesten
und perversesten Form der Pro-
fitmaximierung – mit monopo-
listischer Kartellbildung und
Marktmacht – den in aller Welt
der Pandemie Ausgelieferten
ihre patentgeschützten Vakzine
zu verkaufen. Analog zum Mot-
to des internationalen Finanz-
kapitals: Erst Valuta, dann Vak-
zine ...

Mit ausschließlich Herzblut
versorgte Denkorgane könnten
so was eigentlich nicht zustande
bringen. Da muss schon Dra-
chenblut im Spiele sein.

Heinz-A. Hetschold, Witten
Polarisierende Vorwürfe tragen nicht zur Verständigung bei
Zu: „Zwei Völker mit ungleichen Rechten“, und „Die fehlende Stimme“, FR-Meinung vom 8. und 10. Februar

Konkrete Vorschläge für

den Friedensprozess

Ohne Israels Besatzung und fol-
genschwere Siedlungspolitik im
Westjordanland rechtfertigen zu
wollen, gehört es zur histori-
schen Wahrheit, dass dieses Ge-
biet zuvor von Jordanien besetzt
und anschließend annektiert
worden war und erst nach dem
jordanischen Angriff auf Israel im
Sechs-Tage-Krieg von israeli-
schen Truppen besetzt wurde.

Natürlich kann man die an-
dauernde israelische Okkupation
kritisieren, aber gleichzeitig sollte
man zur Kenntnis nehmen, dass
Israel schlechte Erfahrungen mit
dem unilateralen Rückzug aus
besetzten Gebieten ohne umfas-
sende Friedenslösung gemacht
hat: Nach dem israelischen Abzug
aus dem Gaza-Streifen geriet die-
ser unter die Kontrolle der Ha-
mas, in deren Charta das Exis-

tenzrecht Israels nicht anerkannt
und zur Tötung von Juden aufge-
rufen wird, was sich nicht zuletzt
im anhaltenden Raketenbeschuss
Israels durch Hamas-Milizen im
Gaza-Streifen manifestiert.

Der Vorwurf, dass Israel ein
Apartheid-Regime etabliert habe,
verkennt zum einen, dass mehr
als eine Million arabische Israelis
die vollen Bürgerrechte besitzen
und die arabische Partei Ra’am so-
gar an der aktuellen israelischen
Regierung beteiligt ist, und zum
anderen, dass die Ausweitung der
israelischen Staatsbürgerschaft auf
die palästinensische Bevölkerung
imWestjordanland ein Schritt weg
von der Zweistaatenlösung und
hin zu einer Einstaatenlösung wä-
re, was wohl kaum im Sinne derer
sein dürfte, die gegenwärtig die
Apartheidsvorwürfe gegen Israel
erheben. An die Stelle solch pola-
risierender Vorwürfe sollten kon-
krete Vorschläge zur Initiierung

eines neuen Nahost-Friedenspro-
zesses treten, so schwierig dieses
Unterfangen auch seinmag.

Thomas Tews, Frankfurt

Ungleiche Rechte führen zu

ständiger Diskriminierung

Alle Achtung! Der ehemalige
Richter am Obersten Gericht in
Jerusalem und zeitweise General-
staatsanwalt in Israel, Michael
Benyair, spricht in Bezug auf die
Situation der palästinensischen
Bevölkerung im von Israel seit
über einem halben Jahrhundert
besetzten Westjordanland von
„israelische(r) Apartheid“, wel-
che die Folge von ungleichen
Rechten sei, die für die Palästi-
nenserInnen eine permanente
Diskriminierung bewirkten. Auf-
grund seiner juristischen Funk-
tionen sei er dauernd mit dieser
Thematik beschäftigt gewesen,
die darin enthaltenen Ungerech-

tigkeiten empfand er für sich als
„fundamentales Dilemma“. Sol-
ches Reflexionsvermögen ist
nicht selbstverständlich, das öf-
fentliche Bekenntnis dazu – noch
dazu hier in Deutschland mit sei-
ner einschlägigen Vergangenheit
– noch weniger! Mir kommt da-
bei Adorno in den Sinn mit sei-
nem Aphorismus: „Die fast un-
lösbare Aufgabe besteht darin,
sich weder von der Macht der an-
deren, noch von der eigenen
Ohnmacht dumm machen zu
lassen. Es gibt kein richtiges Le-
ben im falschen.“ Adorno meinte
sicherlich nicht nur JuristInnen
und einige Artverwandte, son-
dern die gesamte Bevölkerung.
Jedoch zeigt Benyairs Schilde-
rung eindrücklich, wie sehr die-
ser Berufsstand tangiert sein
kann, wenn den demokratischen
und Menschenrechten der Wert
zugebilligt wird, der ihnen ge-
bührt. Peter Leiß, Berlin


